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Konjunktur aktuell: Frühjahr 2006 
Weltwirtschaft: Weiter im Aufschwung – 

Deutschland: Politik löst temporären Nachfrageschub aus 

Weltwirtschaftlicher Aufschwung auf breiter Basis   

Im Frühjahr 2006 setzt sich der weltwirtschaftliche 
Aufschwung fort. In den USA hat die Produktion 
nach den Störungen durch die Hurrikane im ver-
gangenen Spätsommer offensichtlich wieder Tritt 
gefaßt, und in Japan ist die Dynamik von Exporten 
und Investitionen weiterhin hoch. Obwohl im Eu-
roraum die Daten zur gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktion im letzten Quartal des vergangenen Jahres 
enttäuscht haben, ist die Zuversicht hier noch ge-
stiegen. Die starken Kursgewinne an den europäi-
schen Börsen spiegeln die erneut verbesserten Er-
tragsaussichten vieler Unternehmen wider. Die eu-
ropäischen Produzenten handelbarer Güter haben 
auch von der zuletzt wieder recht kräftigen Zu-
nahme des Welthandels profitiert. Dahinter steht 
die hohe konjunkturelle Dynamik in den meisten 
Schwellenländern: im ostasiatischen Raum mit 
China als seinem großen Wachstumszentrum, aber 
auch in den Ländern, die Erdöl und Industrieroh-
stoffe exportieren. Alles in allem scheint der 
weltweite Aufschwung gegenwärtig auf einer viel 
breiteren Basis zu stehen als in seiner Frühphase, 
als er wesentlich durch die expansive Wirtschafts-
politik der USA entfacht wurde. 

Gegenwärtig wirkt die Geldpolitik in den USA 
und in Großbritannien kaum mehr expansiv; von 
der EZB erwarten die Finanzmärkte, daß sie ihren 
zwei Zinsanhebungsschritten im Winter weitere in 
diesem und im nächsten Jahr folgen läßt; und die 
japanische Zentralbank hat das Ende der Politik 
der ungewöhnlich großzügigen Liquiditätsausstat-
tung erklärt. Trotzdem sind die weltweit niedrigen 
langfristigen Zinsen nominal und real bisher nur 
wenig gestiegen, und die Finanzierungsmöglich-
keiten für Investitionen sind weiterhin günstig. Ein 
wichtiger Grund dafür ist wohl das hohe Vertrauen 
der Finanzmärkte in die Stabilitätsorientierung der 
Wirtschaftspolitik. Besonders stark sind die Risi-
koprämien in den Schwellenländern gesunken. Das 
ist ein wichtiger Grund für die kräftige Konjunktur 
in vielen dieser Länder.  
                                                      
∗ Dieser Beitrag wurde bereits als IWH-Pressemitteilung 

6/2006 am 15. März 2006 veröffentlicht. 

Freilich kann ein Rückgang des Abstandes zwi-
schen lang- und kurzfristigen Zinsen auch  aufkei-
menden Konjunkturpessimismus signalisieren. Die-
se Interpretation liegt aber nur im Fall der USA 
nahe, auch weil dort die Aktienkurse schon seit 
knapp einem Jahr im Schnitt deutlich schwächer 
zulegen als in Europa oder Japan. Zudem ist zu 
erwarten, daß die Rückkehr zu einer konjunktur-
neutralen Geldpolitik den Immobilienboom in den 
USA im Lauf des Jahres beenden wird; in der 
Folge wird sich auch die Vermögenslage der pri-
vaten Haushalte weniger günstig als in den ver-
gangenen Jahren entwickeln. Deshalb ist für die 
USA mit einem Rückgang der konjunkturellen 
Dynamik im Jahresverlauf zu rechnen. Der Auf-
schwung in Japan und auch in den meisten 
Schwellenländern wird davon aber nur wenig ge-
bremst. Weiterhin günstige Bedingungen für Ex-
porte und Investitionen sorgen im Euroraum für 
eine kräftige Belebung. Die privaten Haushalte 
werden ihr vorsichtiges Ausgabeverhalten aber 
beibehalten; und so wird auch in diesem und im 
nächsten Jahr der Euroraum die konjunkturelle 
Dynamik anderer Weltregionen nicht erreichen.  

Im Jahr 2007 legt die Produktion in den USA, 
aber auch in Schwellenländern, die gegenwärtig 
noch von den hohen Einnahmezuwächsen aus Roh-
stoffexporten profitieren, deutlich langsamer zu. 
Das wird dann die weltwirtschaftliche Expansion 
dämpfen. Die Hauptrisiken für ein abruptes Ende 
des weltwirtschaftlichen Aufschwungs bestehen in 
einer unerwartet deutlichen Abschwächung der 
Nachfrage von Seiten der privaten Haushalte in 
den USA, aber auch in der Möglichkeit eines er-
neut kräftigen Anstieges der Rohstoffpreise, zumal 
viele wichtige Erzeugerstaaten politisch labil blei-
ben.  

 

Deutschland 

Zwischenhoch der Nachfrage 2006 

In Deutschland verlor der noch in der Anfangs-
phase befindliche Aufschwung bereits Ende 2005 
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wieder an Kraft. Die Impulse von der Außenwirt-
schaft kehrten sich infolge kräftiger Importe in ihr 
Gegenteil um, und die Basis der Inlandskonjunktur 
– einzig die Investitionstätigkeit – war zu schmal, 
um die Schwäche auszugleichen. Auf das ganze 
Jahr bezogen, änderte sich die konjunkturelle Be-
schleunigung jedoch nicht; sie lag saison- und ar-
beitstäglich bereinigt bei 1,1%. Lediglich die un-
terschiedliche Zahl an Arbeitstagen führte zu deut-
lich abweichenden Jahresergebnissen: 1,6% für 
2004 und 0,9% für 2005. 

Im Jahr 2006 wird der Konsum der privaten 
Haushalte an Fahrt aufnehmen – allerdings nur vo-
rübergehend. Die Impulse von der Weltwirtschaft 
werden die exportorientierte deutsche Wirtschaft 
weiter anregen, und die Investitionstätigkeit wird 
sich auch deshalb nochmals verstärken. Der Auf-
schwung steht damit in diesem Jahr auf einem 
breiten Fundament. Mit der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer zu Beginn des Jahres 2007 wird dann 
allerdings eine Delle im Konsum ausgelöst, und 
der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts wird wie-
der deutlich niedriger ausfallen.  

Bleiben Schocks von der Weltwirtschaft aus, 
dürfte sich der Produktionsanstieg, wie vom IWH 
bereits Ende 2005 erwartet,1 im Jahr 2006 deutlich 
auf 1,7% erhöhen. Das entspricht einer konjunktu-
rellen Beschleunigung von 1,1% auf 1,9%; im Jahr 
2007 liegt sie dann bei 1,4%. Mit der prognosti-
zierten Expansion der Produktion wird die Be-
schäftigungsschwelle überschritten und die Zahl 
der Erwerbstätigen steigt. Die Arbeitslosigkeit sinkt 
um knapp ¼ Million Personen.  

Die öffentlichen Haushalte werden in Relation 
zum nominalen Bruttoinlandsprodukt erstmalig seit 
2001 wieder die im Stabilitäts- und Wachstums-
pakt festgelegte Obergrenze unterschreiten; im Jahr 
2006 wird die Defizitquote bei 2,7% und im Jahr 
2007 bei 1,8% liegen.  

Exporte auf stabilem Wachstumskurs  

Auch im vergangenen Jahr waren die deutschen Ex-
porte, nicht zuletzt durch die weltweit rege Inve-
stitionstätigkeit und die weitere Verbesserung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit, wiederum von 

                                                      
1 Vgl. ARBEITSKREIS KONJUNKTUR: Deutsche Wirt-

schaft 2006/2007: Aufschwung mit Januskopf, in: IWH, 
Wirtschaft im Wandel 1/2006, S. 6-26. 

vergleichsweise hoher Dynamik geprägt. Im letz-
ten Quartal 2005 sank dann der Außenbeitrag und 
dämpfte den Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts. 

Zwar wurden die Warenexporte vor allem in die 
EU-Partnerländer, aber auch in die NAFTA-Län-
der erheblich gesteigert. Bei den Exporten in die 
übrigen Länder und nach Ostasien, insbesondere 
China, konnten die hohen Zuwächse im dritten 
Quartal 2005 jedoch nicht erreicht werden. Ebenso 
haben die Exporte nach Rußland im letzten Quar-
tal an Dynamik verloren. 

Die Zunahme des Welthandels und der im Pro-
gnosezeitraum anhaltende Aufwärtstrend in der 
Weltwirtschaft werden die deutschen Exporte auch 
in diesem und im nächsten Jahr beflügeln. Positive 
Impulse gehen vor allem von Ostasien und den 
neuen EU-Mitgliedstaaten aus. Doch auch die sich 
abzeichnende konjunkturelle Erholung in Westeu-
ropa wird die Nachfrage nach Waren aus Deutsch-
land steigern. Dagegen wird sich die konjunktu-
relle Dynamik bei den wichtigen Handelspartnern 
USA und Rußland während des Prognosezeitraums 
leicht abschwächen.  

Diesem insgesamt positiven Einfluß der Welt-
konjunktur auf die deutschen Exporte wirkt die für 
den Prognosezeitraum unterstellte leichte Ver-
schlechterung der preislichen Wettbewerbsfähig-
keit entgegen. Maßgeblich dafür sind die erwartete 
Dollar-Abwertung und der Anstieg des inländi-
schen Preisniveaus infolge der Erhöhung einiger 
Verbrauchsteuern. Insgesamt wird sich 2007 der 
Zuwachs der deutschen Warenexporte leicht ab-
schwächen. Die Exporte von Dienstleistungen ex-
pandieren langsamer, obgleich sie zur Mitte des 
Jahres 2006 kurzzeitig Auftrieb durch die Fuß-
ballweltmeisterschaft erhalten. 

Mit der Kräftigung der Inlandskonjunktur, den 
Vorzieheffekten beim Konsum der privaten Haus-
halte sowie der leichten realen Aufwertung des Euro 
werden die Warenimporte im Jahr 2006 vorüber-
gehend deutlich steigen, bevor sich im Folgejahr 
der Importzuwachs mit dem Wegfall der Sonder-
effekte wieder abschwächen wird. Bei den Dienst-
leistungen werden auf der Importseite die mit dem 
Warenhandel verbundenen Transportdienstleistun-
gen ein ähnliches Muster wie der Warenimport 
aufweisen. Zudem dürfte sich durch die im Jahr 
2007 steigende Mehrwertsteuer in Deutschland der 
Grenzverkehr im Rahmen des cross-border-shop-
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ping erhöhen. Doch auch auf der Importseite ent-
wickelt sich der Dienstleistungshandel insgesamt 
etwas weniger dynamisch als der Warenhandel.  

Bei den Außenhandelspreisen wird sich die 
Entwicklung aus der jüngeren Vergangenheit fort-
setzen. Während die Exportpreise im Prognosezeit-
raum aufgrund der internationalen Wettbewerbs-
situation und der Aufwertung des Euro nur gering-
fügig steigen werden, unterliegen die Importpreise 
einem relativ starken Auftrieb. Die Terms of Trade 
werden sich folglich weiter verschlechtern. 

Investitionskonjunktur zieht an 

Die Aufwärtsbewegung bei den Ausrüstungsinve-
stitionen ist zum Jahresende 2005 unterbrochen 
worden. Die Ankündigung der Bundesregierung, die 
Abschreibungsbedingungen für bewegliche Inve-
stitionsgüter in den Jahren 2006 und 2007 zu ver-
bessern, dürfte viele Unternehmen veranlaßt ha-
ben, ihre für Ende 2005 geplanten Investitionen in 
das Folgejahr zu verschieben. Dies und die erwar-
tete Konjunkturbelebung insgesamt werden die 
Ausrüstungen ihren Aufwärtskurs im laufenden 
Jahr wieder aufnehmen lassen. Positiv auf die In-
vestitionstätigkeit der Unternehmen wirkt sich die 
weiterhin gute Weltkonjunktur mit den damit ver-
bundenen Exportmöglichkeiten aus, zumal die 
Wettbewerbsfähigkeit der exportierenden Unter-
nehmen als hoch und deren Gewinne als stabil 
eingeschätzt werden können. Mit der anziehenden 
Kapazitätsauslastung der binnenorientierten Un-
ternehmen ist künftig auch dort wieder mit Inve-
stitionszuwächsen zu rechnen. Zudem verschlech-
tern sich die günstigen Finanzierungsbedingungen 
der Unternehmen am Kapitalmarkt trotz steigender 
Leitzinsen nur leicht. Dies dürfte im laufenden 
Jahr zu einem Anstieg der Ausrüstungsinvestitio-
nen um 5,5% führen. Im Jahr 2007 wird der Zu-
wachs bei deutlich schwächeren Antriebskräften 
aus dem Inland und einer sich leicht verlangsa-
menden Weltkonjunktur dann wieder geringer aus-
fallen. 

Die Bauinvestitionen waren im Schlußquartal 
des vergangenen Jahres – wie lange nicht – kräftig. 
Winterbedingt kam es in den ersten Monaten 2006 
zwar zu einem Einbruch der Bautätigkeit, danach 
dürften die Auftriebskräfte aber wieder Oberhand 
gewinnen. Damit wird der inzwischen sechs Jahre 
dauernde Abwärtstrend unterbrochen, allerdings nur 

zeitweilig. Die steuerliche Begünstigung von Maß-
nahmen zur energetischen Gebäudesanierung, Vor-
zieheffekte im Zusammenhang mit der Abschaf-
fung der Eigenheimzulage, aber auch der Mehr-
wertsteuererhöhung werden dem Wohnungsbau im 
laufenden Jahr zugute kommen. Auch die wieder 
etwas günstigeren konjunkturellen Aussichten für 
den gewerblichen Bau und die verbesserte Ein-
nahmesituation der Kommunen tragen zu dem 
leichten Plus im Jahr 2006 bei. Diese Entwicklung 
wird sich aber so nicht fortsetzen. Die in das Jahr 
2006 vorgezogenen Baumaßnahmen der privaten 
Haushalte fehlen im nächsten Jahr, der konjunktu-
relle Impuls für den Wirtschaftsbau erhält keine 
Nahrung mehr und der Schwung im öffentlichen 
Bau läßt nach. 

Kurzes Aufleben des Konsums 

Im vergangenen Jahr erhöhten die privaten Haus-
halte ihre Ausgaben für Konsumgüter zwar. Da die 
Preise jedoch in gleichem Ausmaß zulegten, sta-
gnierte der private Konsum real. Maßgeblich für 
die vorherrschende Kaufzurückhaltung der priva-
ten Haushalte waren die weiterhin ungünstige Ar-
beitsmarktlage und die trotz geringerer Steuerbela-
stung rückläufigen Masseneinkommen. Außerdem 
entzogen vor allem die höheren Energie- und Kraft-
stoffpreise den privaten Haushalten Kaufkraft. Zu-
gleich dämpften die verstärkte Bereitschaft zur 
privaten Altersvorsorge, wegen der unsicheren Be-
schäftigungslage aber auch das Sparen als Vor-
sichtsmotiv den privaten Konsum. Es kam zu ei-
nem weiteren Anstieg der Sparquote. 

Im Jahr 2006 belebt sich der private Konsum 
hauptsächlich wegen vorgezogener Käufe im Vor-
feld der geplanten Mehrwertsteueranhebung. Die 
Entwicklung von Beschäftigung und Nettoverdien-
sten werden zwar die Erwerbseinkommen leicht 
steigen lassen. Ein deutlicher Konsumimpuls bleibt 
aber von der Einkommensseite aus. Die monetären 
Sozialleistungen dürften im Jahr 2006 geringer als 
davor ausfallen. Sie sind geprägt durch eine aber-
malige Nullrunde bei den Renten, durch eine sin-
kende Zahl an Empfängern von Arbeitslosengeld I 
und durch die geplanten Änderungen beim Bezug 
von Arbeitslosengeld II. Darüber hinaus belastet 
der beschlossene Abbau von Steuervergünstigun-
gen die privaten Haushalte, wenn auch im Jahr 
2006 erst mit geringem Effekt.  
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Die real verfügbaren Einkommen stagnieren im 
Jahr 2006 nahezu. Trotzdem wird der Konsum mit 
0,4% leicht steigen. Vor allem in der zweiten Jah-
reshälfte werden die privaten Haushalte ohnehin 
geplante Käufe, insbesondere solche von langlebi-
gen Gütern mit hohen Anschaffungskosten, vor-
ziehen. Maßgeblich dafür ist der erwartete Preis-
anstieg infolge der Anhebung des Regelsatzes in 
der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 2007 um drei 
Prozentpunkte. Die zusätzlichen Käufe gehen zu 
Lasten der Ersparnis, so daß die Sparquote nach 
Jahren des Anstiegs sinken wird. 

Im Jahr 2007 fehlen dann die vorgezogenen 
Käufe und es kommt zu einer Konsumdelle. In der 
zweiten Jahreshälfte dürften die Konsumausgaben 
wieder etwas zulegen. Wegen der Anhebung eini-
ger Verbrauchsteuern werden die privaten Kon-
sumausgaben real aber nur mit 0,2% zunehmen. 

Die Einkommenssituation der privaten Haus-
halte wird sich leicht verbessern. Positiv wirken sich 
vor allem der Anstieg der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung sowie die per saldo sin-
kenden Beitragssätze zu den Sozialversicherungen 
aus. Dagegen belasten der weitere Abbau von 
Steuervergünstigen, wie die Verringerung des Spa-
rerfreibetrags, die Reduzierung der Entfernungs-
pauschale sowie die Besteuerung privater Veräu-
ßerungsgewinne und die Einführung einer „Rei-
chensteuer“ die verfügbaren Einkommen. Die Spar-
quote wird sich zwar wieder leicht erhöhen, bleibt 
aber unter dem Niveau vorheriger Jahre. 

Preisauftrieb verstärkt sich 

Im vergangenen Jahr stiegen die Verbraucherpreise 
jahresdurchschnittlich um 2%. Der gegenüber den 
Vorjahren deutlich höhere Preisanstieg resultierte 
vor allem aus der Verteuerung von Energie und 
aus den Anhebungen bei der Tabaksteuer. 

Im Jahr 2006 wird sich der Preisanstieg nur 
leicht abschwächen. Zwar wird die Steigerung der 
Energiepreise abebben, die Überwälzung der öl-
preisbedingten Mehrkosten bei Konsumgütern und 
Dienstleistungen auf die Verbraucher dürfte aber 
einer deutlicheren Abschwächung der Teuerung im 
Wege stehen. Die Inflationsrate bleibt mit 1,8% 
über dem Durchschnitt der letzten Jahre. Von Sei-
ten der Löhne geht nach wie vor kein Preisdruck 
aus; die Lohnstückkosten sind wiederum rückläu-
fig. 

Im Gefolge der Anhebung von indirekten Steu-
ern werden die Verbraucherpreise 2007 um 2,5% 
im Jahresdurchschnitt merklich ansteigen. Dage-
gen geht vom Ölpreis – wie hier angenommen – 
kaum noch Preisdruck aus und es wird keine 
Zweitrundeneffekte geben. 

Noch keine spürbare Entlastung auf dem  
Arbeitsmarkt 

Im Jahr 2005 blieb der Produktionsanstieg unter 
der Beschäftigungsschwelle, und die Erwerbstätig-
keit nahm um 85 000 Personen bzw. 0,2% ab. Viel 
stärker ging hingegen trotz gesunkener Lohn-
kostenbelastung der Produktion2 die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten mit ca. 
340 000 Personen bzw. 1,3% zurück. Teilweise re-
sultiert dies auch aus der Rückführung traditio-
neller arbeitsmarktpolitischer Instrumente wie Ar-
beitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaß-
nahmen, durch die ein sozialversicherungspflichti-
ges Beschäftigungsverhältnis begründet wird. So-
gar die Zahl der Minijobs, deren Ausweitung in 
den Jahren zuvor die Beschäftigung stabilisiert 
hatte, lag etwas unter ihrem Vorjahresniveau. Daß 
der Beschäftigungsabbau nicht kräftiger ausgefal-
len ist, resultiert allein aus staatlich subventio-
nierten Ich-AGs sowie aus der Bereitstellung von 
Arbeitsgelegenheiten (1-Euro-Jobs), die statistisch 
zu den Erwerbstätigen gezählt werden. Insgesamt 
hat dies dazu beigetragen, daß sich die Tendenz 
zur Verdrängung von Normalarbeitsverhältnissen 
durch „atypische“ Beschäftigung fortgesetzt hat. 

Im Jahr 2006 wird sich die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt trotz der Beschleunigung des konjunk-
turellen Aufschwungs und erneut sinkender Lohn-
stückkosten nur leicht bessern. Die Zahl der Er-
werbstätigen wird im Jahresdurchschnitt um ca. 
100 000 Personen gegenüber dem Vorjahr zuneh-
men. Allerdings geht der Beschäftigungsaufbau erst-
mals seit dem Jahr 2001 einher mit einem leichten 
Anstieg der Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten. Daneben werden aber auch arbeits-

                                                      
2 Auch der seit kurzem vom Statistischen Bundesamt ver-

öffentlichte Index der Arbeitskosten im Produzierenden 
Gewerbe und ausgewählten Dienstleistungsbereichen weist 
auf eine Senkung der Lohnkostenbelastung der Unterneh-
men hin. So nahm er im Jahr 2005 gegenüber dem Vorjahr 
nur um 0,9% zu, während die gesamtwirtschaftliche Ar-
beitsproduktivität je Erwerbstätigenstunde um 1,5% stieg. 



Wirtschaft im Wandel 3/2006 84

marktpolitische Maßnahmen in Form von staatlich 
geförderter Selbständigkeit sowie von Arbeitsge-
legenheiten ausgeweitet. Die vorgezogenen Käufe 
langlebiger Konsumgüter werden den Beschäfti-
gungsstand hingegen kaum erhöhen, da die Unter-
nehmen den damit verbundenen Produktionszu-
wachs durch Instrumente der Arbeitszeitflexibili-
sierung bewältigen können. Auch im Jahr 2007 ist 
vor allem wegen der Abschwächung des gesamt-
wirtschaftlichen Produktionsanstiegs keine spür-
bare Besserung auf dem Arbeitsmarkt zu erwarten. 

Die Arbeitsproduktivität wird sich – wie in 
Aufschwungphasen üblich – erhöhen. Scheinbar 
erweitert sich damit auch der Verteilungsspielraum. 
Dieser Schein trügt, da die Zahl der Arbeitslosen 
mit 4,6 Millionen sehr hoch bleiben wird. Die Pro-
gnose geht von einer Beibehaltung des Kurses mo-
derater Lohnanhebungen aus. 

Lage der öffentlichen Haushalte scheinbar  
entspannt  

In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen wird das Defizit im Staatshaushalt in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in 
diesem Jahr auf 2,7% zurückgehen (nach 3,3% im 
Vorjahr). Im kommenden Jahr wird es nach der 
vorliegenden Prognose sogar auf 1,8% sinken.  

Nachdem die Defizitquote in den vergangenen 
vier Jahren durchgängig die im europäischen Stabi-
litäts- und Wachstumspakt definierte Obergrenze 
überschritt und die öffentlichen Finanzen von einer 
Krise in die nächste schlitterten, scheinen die größ-
ten Schwierigkeiten überwunden. Der Patient scheint 
gesundet – aber hat er sich nachhaltig erholt?  

Die Besserung ist vor allem im laufenden Jahr zu 
einem großen Teil der konjunkturellen Entwicklung 
geschuldet. Dabei sind es hauptsächlich die Steuer-
einnahmen, und hier insbesondere die aus den Ge-
winnen, die weiterhin deutlich zulegen. Hinzu 
kommt, daß der Abbau der sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnisse nach der 
vorliegenden Prognose zu einem Ende kommt – und 
so auch die Erosion der staatlichen Einnahmen ge-
stoppt wird. Außerdem legen die indirekten Steuern 
mit der anziehenden Konsumnachfrage deutlich zu. 

Zur Konsolidierung trägt aber auch das Ausga-
beverhalten des Staates bei. Mit einem Anstieg 
von 0,2% bzw. 0,4% in den Jahren des Prognose-
zeitraums ist die Entwicklung der Ausgaben ver-

halten und die Staatsquote sinkt. Die Investitions-
quote wird hingegen im Prognosezeitraum kon-
stant bleiben. Auch wenn hier ein Anstieg wün-
schenswert gewesen wäre, zeichnen sich damit er-
ste Ansätze einer qualitativen Verbesserung der 
Ausgabestruktur ab. 

Vor allem im Jahr 2007 wird die Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte dann über diskre-
tionäre Maßnahmen vorangetrieben. Der Löwen-
anteil des Maßnahmepakets besteht dabei in der 
Erhöhung von Steuersätzen – insbesondere bei der 
Mehrwertsteuer. Letzteres wird den Konjunktur-
verlauf im gesamten Prognosezeitraum deutlich 
beeinflussen – und die wirtschaftliche Entwick-
lung wird im Jahr 2007 wieder schwächeln. Auf 
das Mittel eines Abbaus von Steuervergünstigun-
gen und Subventionen zur Konsolidierung der öf-
fentlichen Finanzen wird hingegen – gemessen an 
deren Potential – nur in unzureichendem Umfang 
zurückgegriffen.  

Kritisch ist weiterhin zu werten, daß der Bund in 
seiner Haushaltsnot auch den Sozialversicherungen 
in die Tasche greift. Hier ist nicht nur, wie schon 
früher vom IWH bemängelt,3 die Refinanzierung 
auf Kosten der Gesetzlichen Renten- und Kranken-
versicherung zu nennen. Nach dem jetzt vorgelegten 
Entwurf zum Haushalt 2006 plant der Bund auch 
eine institutionelle Änderung. So will er in Zukunft 
nicht mehr für das Defizit der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) einstehen, allenfalls Kredite will er 
gewähren. Dabei ist es die BA, die den konjunktu-
rellen Schwankungen am stärksten ausgesetzt ist  
– denn ein Rückgang der Beschäftigung trifft sie so-
wohl auf der Einnahme- als auch auf der Ausgabe-
seite. Die Annahme, daß sich Defizite und Über-
schüsse über die Zeit ausgleichen, ist gewagt – um 
so mehr, als diskretionäre Eingriffe in die Arbeitslo-
senversicherung üblich sind. Die BA wird so für 
Entscheidungen haften, die an anderer Stelle getrof-
fen wurden. Ingesamt scheinen die Eingriffe bei den 
einzelnen Sozialversicherungen kaum geeignet, die 
Lohnnebenkosten langfristig unter 40% zu senken  
– wie es das erklärte Ziel der Regierung ist.  

Die bisher beschlossenen Maßnahmen scheinen 
auch nur bedingt tauglich, die Rahmenbedingun-

                                                      
3 Vgl. bspw. VAN DEUVERDEN, K.: Der Koalitionsvertrag 

aus finanzpolitischer Sicht, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 
12/2005, S. 370-379. 
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gen am Standort Deutschland zu verbessern. Die 
Probleme, vor denen die Wirtschaftspolitik steht, 
sind vor allem struktureller Natur. Eine kurzfri-
stige konjunkturelle Erholung ist keine Lösung. 
Zwar werden die wichtigsten Handlungsfelder in 
den politischen Vereinbarungen benannt, konkrete 
Maßnahmen allerdings nicht. Noch ist der Patient 
nicht gesundet und die Rezepte sind noch nicht 

ausgestellt. Es bleibt abzuwarten, wann welche 
Kuren verschrieben werden.  
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Wachstumsorientierte Neuausrichtung des Solidarpaktes II 
– Ein Vorschlag für einen reformierten Verwendungsnachweis –* 

Die ostdeutschen Bundesländer (einschließlich 
Berlin) weisen aufgrund niedriger Wirtschaftskraft 
und hoher Arbeitslosigkeit nur geringe eigene 
Steuereinnahmen auf. Sie sind daher in erhebli-
chem Maße auf die Solidarität des Bundes und der 
westdeutschen Länder angewiesen, damit sie die 
ihnen obliegenden Aufgaben erfüllen können. Hier-
zu dient unter anderem der Solidarpakt II, durch den 
den ostdeutschen Ländern Sonderbedarfsbundes-
ergänzungszuweisungen (SoBEZ) gewährt werden. 
Begründet werden diese – in § 11 Abs. 3 FAG – mit 
dem Fortbestand „teilungsbedingter Sonderlasten 
aus dem starken infrastrukturellen Nachholbedarf“ 
sowie mit der „unterproportionalen kommunalen 
Finanzkraft“ der ostdeutschen Länder. 

Erklärtes politisches Ziel des Solidarpaktes II 
ist es, „(...) gleichwertige wirtschaftliche und so-
ziale Lebensverhältnisse in Ost und West zu schaf-
fen und die innere Einheit zu vollenden“.4 Der 
Verweis auf den infrastrukturellen Nachholbedarf 
in den Beschlüssen von Bundestag und Bundesrat 
zum Solidarpakt II sowie in § 11 Abs. 3 FAG sind 
dabei primär durch die Vorgeschichte des Solidar-
paktes II begründet, da die ostdeutschen Länder 
zur Begründung ihrer Forderungen auf die fortbe-
stehende Infrastrukturlücke verwiesen. In gewisser 
Weise spiegelt dies den Forschungsstand der spä-
ten 1990er Jahre wider, der die bereits damals be-
stehende Wachstumsschwäche der neuen Länder 
als ein temporäres Problem ansah und als die we-

                                                      
∗ Die Langfassung der Studie ist auf dem Server des IWH, 

http://www.iwh-halle.de erhältlich. 
4 Vgl. BT-Drucksache 14/6577, Abschnitt II Nr. 1. 

sentlichen Ursachen hierfür die infrastrukturellen 
Versäumnisse der DDR identifizierte. Nach dieser 
Logik stellte der Abbau der Infrastrukturlücke die 
entscheidende, wenn nicht gar die alleinige Vor-
aussetzung für die Fortsetzung des Aufbau Ost dar. 
Inzwischen hat sich in der Wissenschaft allerdings 
eine andere Sichtweise durchgesetzt, die die Wachs-
tumsschwäche der neuen Länder auf eine ganze 
Reihe von strukturellen Defiziten (u. a. demogra-
phisch bedingte Verschlechterung des Humanka-
pitalbestands, Besonderheiten der Branchen- und 
Größenstruktur, funktionale Struktur der ostdeut-
schen Wirtschaft) zurückführt. Da sich diese Pro-
bleme auf absehbare Zeit kaum lösen lassen, wird 
– bei zunehmender Differenzierung zwischen den 
Regionen – auch künftig mit einem kaum über 
westdeutsche Vergleichswerte hinausgehenden Wirt-
schaftswachstum gerechnet. Dementsprechend kon-
zentrieren sich auch wirtschaftspolitische Schlußfol-
gerungen für die neuen Länder heute nicht mehr 
nur auf den weiteren Ausbau der Infrastruktur, 
sondern nehmen eine Reihe weiterer Wachstums-
determinanten mit in das Blickfeld.5 Dies spiegelt 

                                                      
5 Vgl. SACHVERSTÄNDIGENRAT ZUR BEGUTACH-

TUNG DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN ENT-
WICKLUNG, JG 2004/2005. – GESPRÄCHSKREIS OST: 
Für eine Kurskorrektur des Aufbau Ost, Thesenpapier, mi-
meo, Juni 2004. – DIW Berlin; IAB; IfW; IWH; ZEW: 
Fortschrittsbericht wirtschaftswissenschaftlicher Institute 
über die wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland 
und DIW Berlin; IAB; IfW; IWH; ZEW: Zweiter Fort-
schrittsbericht wirtschaftswissenschaftlicher Institute über 
die wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland. Gut-
achten im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen, 
Berlin. IWH-Sonderhefte 3/2002 und 7/2003, Halle. 


